
Es ging um das Schicksal der
Schweiz, aber der Bundesrat
stapelte tief
Vor 50 Jahren unterzeichnete der Bundesrat das Freihandelsabkommen
mit der EWG, der späteren EU. Archivdokumente zeigen, was er damals
öffentlich nicht sagen durfte. 
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Aussenminister Ignazio Cassis versuchte es mit Bauklötzen, als er sein Amt

antrat: Er wollte damit veranschaulichen, um was es beim Rahmenabkom-

men mit der EU ging. Schon vor 50 Jahren stellte sich dem Bundesrat im Zu-

sammenhang mit Europa die Frage «Wie erkläre ichs dem Volk?». Als die Ver-

handlungen zum Freihandelsabkommen mit der Europäischen Wirtschafts-

gemeinschaft (EWG) – der Vorläuferin der EU – begannen, beschloss er, die

Kommunikation zu verstärken, um «ein Klima des Interesses, der Offenheit

und des Verständnisses« zu schaffen für Fragen, die «das Schicksal des Lan-

des» betreffen, wie es in einem Bundesratsdokument  heisst.  

In seiner öffentlichen Kommunikation spielte der Bundesrat die Bedeutung

des Abkommens freilich herunter. Zumindest hat das für die Beziehungen zu

Brüssel zuständige Integrationsbüro ihn angewiesen, das zu tun. 50 Jahre

nach der Unterzeichnung des Freihandelsabkommens hat die Forschungsstel-

le Diplomatische Dokumente der Schweiz (Dodis) historische Dokumente zu-

sammengestellt, darunter diese Notiz. 

Memo: Kein erster Schritt nach Europa

Das Bundesratsmemo trägt den Titel «Was man in der Aufklärung des Volkes

über das Abkommen Schweiz - EWG nicht sagen soll»  – ein Pendant zu den

heute in der Verwaltung üblichen «Sprachregelungen». Nicht sagen sollte der

Bundesrat gemäss dem Papier, das Freihandelsabkommen stelle die Schweiz

vor eine schicksalhafte Frage. Ebenfalls vermeiden sollte er die Aussage, es

sei ein erster Schritt der Schweiz nach Europa. Die Autoren des Memos raten

dazu, das Gegenteil zu betonen – und nicht darüber zu sprechen, dass das Ab-

kommen die Schweiz zur Einführung einer Mehrwertsteuer zwinge. 

Das Stimmvolk hiess das Freihandelsabkommen im Dezember 1972 mit 72,5

Prozent Ja-Stimmen gut. Seither habe die Europapolitik des Bundesrats nie

mehr eine derart breite Legitimationsbasis erhalten, stellt Dodis-Direktor

Sacha Zala fest.  

Mit dem Abkommen wurden die Zölle auf Industriewaren abgeschafft und

Wettbewerbsregeln eingeführt. Ausserdem enthielt es eine Absichtserklärung

über die Zusammenarbeit auf anderen Gebieten. Erhofft hatte sich der Bun-

desrat weitaus mehr – nämlich die Herstellung «besonderer Beziehungen»

zur EWG und eine möglichst umfassende Regelung, die auch Bereiche wie En-

ergie, Umwelt und Währung betreffen sollte. Die Bekämpfung der Inflation

und die Herstellung stabiler Währungsverhältnisse seien Aufgaben, die sich

im nationalen Rahmen nur beschränkt lösen liessen, sagte Bundesrat Ernst

Brugger 1970 bei der Eröffnung der exploratorischen Gespräche  in Brüssel.

Brüssel zu «Sonderlösung» bereit

Im Bundesrat zeigte sich Brugger zuversichtlich, die Ziele zu erreichen: In

Brüssel und in den Hauptstädten bestünden, wenn überhaupt, bloss vage Vor-

stellungen über die angemessene Form einer schweizerischen Beteiligung an

der Integration, hielt er fest. Das habe den Vorteil, dass Platz vorhanden sei

für die Ideen der Schweiz. «Die in der jüngsten Vergangenheit geführten Ge-

spräche und Kontakte haben gezeigt, dass allerorts eine grundsätzliche Be-

reitschaft zu einer Sonderlösung besteht», schrieb Brugger. Er erwähnte al-

lerdings die Möglichkeit, dass die Staaten eine Sonderregelung von Beitrags-

leistungen und Harmonisierungen abhängig machen könnten.

Chefunterhändler Paul Jolles  sprach vor Beginn der Verhandlungen von ei-

ner angestrebten «umfassenden Lösung, die der Vielgestaltigkeit unserer Be-

ziehungen zu den EG-Staaten Rechnung trägt». Allerdings war ihm schon da-

mals bewusst, dass die bis heute ungelösten «institutionellen Fragen» ein Pro-

blem darstellten. Mit der Herstellung «besonderer Beziehungen» zwischen

der Schweiz und den EG-Staaten werde Neuland betreten, hielt Jolles fest.

«Die Abklärung geeigneter, neuartiger Modalitäten für die Zusammenarbeit

erfordert schöpferische Phantasie und entsprechend Zeit.»  

Und weiter: «Das schwierigste Problem wird zweifellos die Gestaltung der in-

stitutionellen Mitwirkung der Schweiz im Integrationsprozess sein, eine Mit-

wirkung, die den Beschlussfassungsprozess der EG nicht behindern soll, uns

aber trotzdem eine Mitsprache gewährleistet, die einem hochindustrialisier-

ten, faktisch stark integrierten Land angemessen ist.» 

Verhandlungen «ausserordentlich komplex»

Eine umfassende institutionelle Lösung kam nicht zustande. Die Verhandlun-

gen seien «ausserordentlich komplex» gewesen, stellte Chefunterhändler Jol-

les am Ende fest. Bundesrat Brugger unterzeichnete am 22. Juli 1972 ein Ab-

kommen, in welchem «keinerlei Teilnahme an der politischen Integration Eu-

ropas vorgesehen» war.

Bei der Unterzeichnung des Freihandelsabkommens sagte Brugger: «Bei aller

Behutsamkeit, mit welcher der weitere Ausbau unseres gegenseitigen Ver-

hältnisses zu bewerkstelligen ist, bin ich doch überzeugt, dass der Vertrag je-

denfalls dazu angetan sein wird, im Partner noch vermehrt den Gleichgesinn-

ten zu erkennen und aus dieser Haltung mit ihm vor allem jene Probleme an-

zupacken, die wir zwar einzeln geschaffen haben, aber nur mehr gemeinsam

zu lösen vermögen.»

50 Jahre später führt Staatssekretärin Livia Leu in Brüssel exploratorische

Gespräche über institutionelle Fragen. «Schöpferische Fantasie» ist weiterhin

gefragt.

Schweiz will keine
Modernisierung

Infos ausblenden

Das Freihandelsabkommen
zwischen der Schweiz und der EU
gilt nach 50 Jahren als veraltet. Im
Rahmen der Verhandlungen über
ein institutionelles
Rahmenabkommen stand eine
Modernisierung zur Diskussion. Mit
dem Abbruch der Verhandlungen
war dieses Thema aber vorerst vom
Tisch. Die EU möchte das
Abkommen weiterhin
modernisieren, wie EU-
Vizekommissar Maros Sefcovic vor
einem Jahr deutlich machte. Wenn
– so die Sicht der EU – die Schweiz
nicht nur über institutionelle
Fragen, sondern auch über neue
Abkommen verhandeln will, sollte
das Verhandlungspaket auch das
Freihandelsabkommen umfassen.
Die Schweiz will davon jedoch
nichts wissen – anders als bei
Freihandelsabkommen mit anderen
Ländern. In einem Brief an die EU-
Kommission schrieb
Staatssekretärin Livia Leu im
Frühjahr, die Modernisierung des
Freihandelsabkommens sei nicht
Teil des Pakets, das die Schweiz
vorschlage. Dies würde die
Verhandlungen überladen. (wal)
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EU-Kommissions-Vize im
Interview

«Ich möchte schnelle
Ergebnisse. In einem
Jahr können wir viel
erreichen»

Die Streitfragen des
Rahmenabkommens seien
ungelöst, sagt Maros Sefcovic.
Jetzt setzt er auf einen Fahrplan
mit konkreten Fristen für das Jahr
2022.
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Neues EU-Verhandlungspaket

Warum der Bundesrat
glaubt, dass sein Plan
ans Ziel führen kann

Der Bundesrat nimmt einen neuen
Anlauf zur Lösung der Probleme
mit der EU. Diesmal soll alles
anders werden. Doch die
Probleme sind die alten.

25.02.2022

25

Abstimmungen Bundeshaus Politbüro

MenüSCHWEIZ

Abo abschliessen E-Paper Newsletter Impressum Zeitungsarchiv Kontakt AGB Datenschutz

Alle Medien von Tamedia © 2022 Tamedia. All Rights Reserved

Abo Beziehung zur EU

https://www.derbund.ch/author/61022680/charlotte-walser
https://dodis.ch/35368
https://dodis.ch/36230
https://dodis.ch/36161
https://dodis.ch/35774
mailto:tagesleitung.korrektorat@tamedia.ch?subject=Hinweis%20auf%20Fehler%20%7C%20Charlotte%20Walser%20%7C%20Es%20ging%20um%20das%20Schicksal%20der%20Schweiz%2C%20aber%20der%20Bundesrat%20stapelte%20tief&body=Ich%20habe%20in%20diesem%20Inhalt%20einen%20Fehler%20entdeckt%3A%20https%3A%2F%2Fwww.derbund.ch%2Fes-ging-um-das-schicksal-der-schweiz-aber-der-bundesrat-stapelte-tief-846740906515
https://www.derbund.ch/
https://www.derbund.ch/schweiz
https://www.derbund.ch/author/61022680/charlotte-walser
https://www.derbund.ch/wir-brauchen-ein-signal-dass-die-schweiz-es-ernst-meint-749949623387
https://www.derbund.ch/schweiz-steht-wieder-am-selben-punkt-wie-vor-zwoelf-jahren-976593049355
https://www.derbund.ch/schweiz/abstimmungen
https://www.derbund.ch/schweiz/bundeshaus
https://www.derbund.ch/politbuero-326688245183
https://www.derbund.ch/
https://abo-digital.derbund.ch/checkout/dualordigital
https://epaperderbund.page.link/hJJ9
https://abo-digital.derbund.ch/account/newsletter
https://www.derbund.ch/impressum-der-bund-239668062014
https://www.derbund.ch/zeitungsarchiv-der-bund-195918678815
https://www.derbund.ch/ihre-kontakte-beim-bund-937458379243
https://www.derbund.ch/allgemeine-geschaeftsbedingungen-756910173953
https://www.derbund.ch/datenschutzerklaerung-954908797441
https://www.facebook.com/derbundch/
https://twitter.com/derbund/
https://www.instagram.com/derbund/
https://www.linkedin.com/company/der-bund/

